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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 18. 


(Nr. 2580.) Geſindeordnung für Neu-Vorpommern und das Fuͤrſtenthum Ruͤgen. Vom 
11. April 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. dc. 


Nachdem von den zum Kommunallandtage von Neu-Vorpommern und 
Ruͤgen verſammelten Staͤnden auf Einfuͤhrung der in den aͤlteren Provinzen 
der Monarchie beſtehenden Geſindeordnung wiederholt angetragen worden, haben 
Wir dieſelbe, unter Beruͤckſichtigung der Wuͤnſche und Vorſchlaͤge Unſerer ge- 
treuen Stände von Neu-Vorpommern und Ruͤgen einer Umarbeitung unter- 
werfen laſſen, und verordnen nunmehr fuͤr dieſe Landesthelle, unter Aufhebung 
aller entgegenſtehenden Vorſchriften, was folgt: 


* 4 
Das Verhaͤltniß zwiſchen Herrſchaft und Geſinde gruͤndet ſich auf einen Vom gemei⸗ 
Vertrag, wodurch der eine Theil zur Leiſtung gewiſſer haͤuslicher oder wirth⸗ nen Geſinde. 
ſchaftlicher Dienſte auf eine beſtimmte Zeit, ſowie der andere zu einer dafuͤr zu 
gebenden beſtimmten Belohnung fih verpflichtet. 


$. 2. 
In der ehelichen Geſellſchaft kommt es dem Manne zu, das noͤthige Wer Geſinde 
Geſinde zum Gebrauch der Familie zu miethen. miethen fann, 
§. 3. 


Weibliche Dienſtboten kann die Frau annehmen, ohne daß es dazu der 
ausdruͤcklichen Einwilligung des Mannes bedarf. 


§. 4. 
Dioch kann der Mann, wenn ihm das angenommene Geſinde nicht an⸗ 
ftändig iſt, deſſen Wegſchaffung nach verfloſſener geſetzmaͤßiger Baur ohne 


Nenn auf die vertragsmaͤßig beſtimmte, nach vorgaͤngiger Aufkuͤndigung 
verfuͤgen. 
Jahrgang 1845. (Nr. 2580.) 56 $. 5. 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Juli 1845. 


Wer als Ge- 
finde fich ver- 
miethen fann. 
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§. 5. 
Wer ſich als Geſinde vermiethen will, muß uͤber ſeine Perſon frei zu 
ſchalten berechtigt ſein. 


§. 6. 
Kinder, die unter vaͤterlicher Gewalt ſtehen, duͤrfen ohne Einwilligung 
des er Sig und Minderjährige ohne Genehmigung ihres Vormundes ſich nicht 
vermiethen. ; 


8. 7, 
Verheirathete Frauen duͤrfen nur mit Einwilligung ihrer Maͤnner als 
Ammen oder ſonſt in Dienſte gehen. 


H. 8. 

Nur wenn die Einwilligung in den Faͤllen des H. 6. und 7. auf eine 
gewiſſe Zeit, oder zu einer beſtimmten Dienſtherrſchaft ausdrücklich eingeſchraͤnkt 
worden, iſt die Erneuerung derſelben zur Verlaͤngerung der Zeit, oder bei einer 
Veraͤnderung der Herrſchaft erforderlich. 


2. 

Perſonen, die noch nicht als Geſinde gedient haben, muͤſſen bei ihrer 
Vermiethung durch ein Zeugniß der Polizeibehoͤrde ihres Wohnorts darthun, 
daß ihrer Vermiethung kein Bedenken entgegenſteht. 

$. 10. 

Dienſtboten, welche ſchon fruͤher gedient haben, muͤſſen bei einer neuen 
Vermiethung durch Vorzeigung des Entlaſſungs⸗ oder Kuͤndigungsſcheins ihrer 
Herrſchaft nachweiſen, daß das beſtehende Dienſtverhaͤltnß der neuen Wer: 
miethung nicht hinderlich iſt. e 

14. 

Die Herrſchaft iſt verpflichtet, dem Dienſtboten, welcher ſich anderweitig 
vermiethen will, und das beſtehende Dienſtverhaͤltniß gekuͤndigt hat, einen Kún- 
digungsſchein auszuſtellen oder ausſtellen zu laſſen; weigert ſie ſich deſſen ohne 
Grund, ſo erfolgt die Ausſtellung deſſelben, auf Anrufen des Dienſtboten, von 
der Polizeibehoͤrde. 


12. 

Kommt der Miethsvertrag zu Stande, ſo iſt das Geſinde verpflichtet, 
die F. 9. und 19. gedachten Atteſte der Herrſchaft zu übergeben. Hat die 
Herrſchaft die Einforderung dieſer Atteſte unterlaſſen, ſo kann ſie gegen den— 
jenigen, der ſich auf Grund eines anderweitig mit dem Geſinde abgeſchloſſenen 
Miethsvertrages im Beſitz derſelben befindet, keine Anſpruͤche aus dem von ihr 
geſchloſſenen Miethsvertrag geltend machen. 

$. 13. 

Dienſtboten welche durch falſche Kuͤndigungsſcheine oder Atteſte die 
Herrſchaft taͤuſchen, ſollen mit Gefaͤngniß bis zu 14 Tagen beſtraft werden 
und außerdem der Herrſchaft fuͤr den dadurch verurſachten Nachtheil verant— 
wortlich fein. ($. 28.) 

§. 14. 
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$. 14. 
Niemand darf mit Geſindemakeln fich abgeben, der nicht dazu von ber Gefinde- 
Obrigkeit des Orts beſtellt und verpflichtet worden iſt. makler. 


§. 15. 
Dergleichen Geſindemaͤkler muͤſſen ſich nach den Perſonen, die durch ihre 
Vermittelung in Dienſte kommen wollen, ſorgfaͤltig erkundigen. 


$. 16. 
Inſonderheit muͤſſen ſie nachforſchen, ob dieſelben nach den geſetzlichen 
Vorſchriften ſich zu vermiethen berechtigt ſind. 


Sun 

Geſinde, welches ſchon in Dienſten ſteht, muͤſſen ſie unter keinerlei Vor⸗ 

wande zu deren Verlaſſung und zur Annehmung anderer Dienſte anreizen. 
§. 18. 

Thun ſie dieſes, ſo ſind ſie dafuͤr das erſtemal mit Geldbuße von fuͤnf 
bis zehn Thalern oder verhaͤltnißmaͤßigem Gefaͤngniß zu beſtrafen, im Wieder⸗ 
holungsfalle aber noch außerdem von fernerer Treibung des Maͤklergewerbes 
auszuſchließen. 


Gr, 
Sie müffen den Herrichaften, Die durch ihre Vermittelung Geſinde 
annehmen wollen, die Eigenſchaften der vorgeſchlagenen Perſon getreulich und 
nach ihrem beſten Wiſſen anzeigen. 


H. 20. 
Wenn ſie untaugliches oder untreues Geſinde wider beſſeres Wiſſen als 
brauchbar oder zuverlaͤſſig empfehlen, jo muͤſſen ſie fuͤr den durch dergleichen 
Geſinde verurſachten Schaden ſelbſt haften. 


H. pA M 
Außerdem verwirken fie dadurch, es mag Schaden geſchehen ſein oder 
nicht, fuͤr das erſte Mal fuͤnf bis zehn Thaler Geld- oder verhaͤltnißmaͤßige 
Gefaͤngnißſtrafe, und werden im Wiederholungsfalle von dem ferneren Betriebe 
des Maklergewerbes ausgeſchloſſen. Dieſe Ausſchließung findet ſelbſt bei dem 
erſten Male Statt, wenn ſie den Schaden zu erſetzen unvermögend find. 
F. 22. ; 
Den Polizei-Obrigkeiten, welche Geſindemaͤkler konzeſſioniren, liegt zu⸗ 
gleich ob, das Maäklerlohn nach den örtlichen Verhaͤltniſſen zu beſtimmen und 
ekannt zu machen. } 


9. 23. 5 
Zur Annehmung des gemeinen Geſindes bedarf es keines ſchriftlichen Schließung 
Vertrages (F. 12.). Danses 


§. 24. , 
Der Betrag des Miethsgeldes hängt von freier Uebereinkunft zwiſchen 

der Herrſchaft und dem Geſinde ab. $ 
r. 2580.) 56* §. 25. 
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| $. 25. 
Das ee wird der Regel nach auf den Lohn abgerechnet, in 
ſofern ein Anderes bei der Miethung nicht ausdruͤcklich ausbedungen wird. 


$. 26. 
Auch da, wo die Herrſchaft fich der Abrechnung des Miethsgeldes durch 
ausdruͤckliche Verabredung begeben hat, iſt ſie dennoch dazu berechtigt, wenn 
das Geſinde aus eigener Schuld die verabredete Dienſtzeit nicht aushaͤlt. 


N. 

Hat ſich ein Dienſtbote bei mehreren Herrſchaften vermiethet, ſo gebuͤhrt 
allein derjenigen ein Recht auf Erfuͤllung des Dienſtkontrakts, an welche er, 
gegen Empfang des Miethsgeldes, den von ſeiner bisherigen Herrſchaft erhal— 
tenen Kuͤndigungsſchein, oder das ihm von der Polizeibehoͤrde ausgeſtellte Zeugniß 
(SS. 9. 10. und 12.) ausgehändigt hat. 


$. 28. 

Der Dienſtbote, welcher ſich an mehrere Herrſchaften zugleich vermiethet, 
hat nicht nur das von der zweiten und folgenden erhaltene e zuruͤck⸗ 
zuzahlen, ſondern ſoll auch mit einer dem Betrage deſſelben gleichkommenden, 
gur Armenkaſſe fließenden Geldbuße oder mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe 

elegt werden. 
H. 29. 
Lohn und Kost Lohn, Koſtgeld oder Bekoͤſtigung des ſtaͤdtiſchen und ländlichen Geſindes, 
des Geſindes ohne Ausnahme, haͤngt blos von freier Uebereinkunft bei der Vermiethung ab. 
$. 30, 

In ſofern bei der Vermiethung nichts Beſtimmtes hierüber abgemacht 
iſt, muß dasjenige an Lohn, Koſtgeld oder Bekoͤſtigung gewaͤhrt werden, was 
einem Geſinde derſelben Klaſſe an dem Orte zur Zeit der Vermiethung der 
Regel nach gegeben wurde; was in dieſer Ruͤckſicht Regel ſei, beſtimmt die 
Polizei⸗Obrigkeit des Orts. 


$. 31. 

Bei männlichen Bedienten ift die Livree ein Theil des Lohns und fällt 
nach Ablauf der durch Vertrag beſtimmten Zeit denſelben eigenthuͤmlich zu. 
In Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung entſcheidet die Polizei-Obrigkeit, 
wie $. 30., über die Zeit, binnen welcher die Livree verdient iſt. 

§. 32. 

Wird außer derſelben noch beſondere Staatslivree gegeben, ſo hat auf 

dieſe der Bediente keinen Anſpruch. 


% 33, 
Mäntel, Kutſcherpelze und dergleichen gehören nicht zur gewoͤhnli— 
chen Livree. 


§. 34. 
Dauer der Die Dauer der Dienſtzeit haͤngt von freier gegenſeitiger Uebereinkunft 
Dienſtzett. bei der Vermiethung ab; doch kann Niemand ſich zu einer Dienſtzeit verpflichten, 
die 
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die nicht entweder durch eine gewiſſe Anzahl von Jahren, Monaten, Wochen 
oder Tagen ausgedruͤckt, oder doch ſo beſtimmt iſt, daß jedem Theile freiſteht, 
nach vorgängiger Kuͤndigung von dem Vertrage abzugehen. Wo dies dennoch 
geſchehen ſein ſollte, muß der Dienende, nach vorgaͤngiger einjaͤhriger Aufkuͤn⸗ 
digung, jederzeit entlaſſen werden. Dienſtkontrakte, welche Eltern oder Vor⸗ 
muͤnder fuͤr ihre Kinder oder Pflegebefohlenen abſchließen, koͤnnen von denſelben, 
nach erlangter Volljährigkeit, unbedingt nach $. 106. aufgekuͤndigt werden. 
. 35. 
Iſt nichts Beſonderes verabredet worden, ſo wird die Miethe bei dem 
ſtaͤdtiſchen Geſinde auf ein halbes Jahr, bei dem Landgeſinde aber auf ein 
ganzes Jahr fuͤr geſchloſſen angenommen. 


$. 36. 
Die Antrittszeit it in Anſehung des ſtaͤdtiſchen Geſindes ſowohl als des Antritt des 
Landgeſindes, falls nicht ein Anderes ausdruͤcklich bei der Vermiethung ausbe— Dienfies, 


dungen ift, entweder der 27. April oder der 27. Oktober, je nachdem die Ver⸗ 
miethung entweder zum Fruͤhjahr oder zum Herbſt geſchehen iſt. 
$. 37. 
Faͤllt jedoch die Antrittszeit auf einen Sonn- oder Feſttag, fo muß das 
Geſinde am naͤchſtoorhergehenden Werkeltage zuziehen. 


$. 38. 
Die im H. 36. feſtgeſetzten Antrittstage fuͤr das neue Geſinde ſind zu⸗ 
leich die Abzugstage für das alte. Kein Geſinde darf den Dienſt wider den 
illen der Herrſchaft fruͤher verlaſſen, es ſei denn, daß ſeine Dienſtzeit nach 
ausdruͤcklicher gegenſeitiger Uebereinkunft, fruͤher beendiget waͤre. 


$. 39. 
Nach einmal gegebenem und genommenem Miethsgelde iſt die Herrſchaft 
ſchuldig, das Geſinde anzunehmen, und letzteres, den Dienſt zur beſtimmten Zeit 
anzutreten. l 


$. 40, 
Weder der eine noch der andere Theil kann fih davon durch Ueberlaſſung 
oder Zuruͤckgabe des Miethsgeldes losmachen. 


§. 41. eh 
Weigert fich die Herrſchaft, das Geſinde anzunehmen, ſo iſt auch das 
Geſinde an den eingegangenen Dienſtvertrag nicht weiter gebunden, und die 
Herrſchaft verliert das bezahlte Miethsgeld, muß aber außerdem das Geſinde 
eben ſo ſchadlos halten, wie fuͤr den Fall, wenn das Geſinde vor beendigter 
Dienſtzeit ohne rechtlichen Grund entlaſſen worden, unten verordnet wird. 


($$. 155. u. f.) i: 


. 42. 

Doch kann die Herrſchaft P dem Bertrage vor Antritt des Dienftes 
aus eben den Gründen abgehen, aus welchen fie berechtigt fein würde, das 
Geſinde vor Ablauf der Dienftzeit wieder zu entlaſſen. (G$. 111. u. f.) 

(Nr. 2580,) $, 43. 
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§. 43. 
Auch iſt ſie dazu berechtigt, wenn das Geſinde den Dienſt anzutreten 
ſich zuerſt geweigert hat. 


H. 44. 
6 In beiderlei Fallen kann die Herrſchaft das gegebene Miethsgeld zurüc- 
fordern. 


§. 45. 

Weigert ſich das Geſinde, den Dienſt anzutreten, ſo muß es dazu von 
der Obrigkeit durch Zwangmittel angehalten werden. Bleiben dieſe fruchtlos 
und ift die Herrſchaft deshalb genoͤthigt, einen anderen Dienſtboten zu miethen, 
ſo muß das Geſinde nicht allein den Schaden, welcher der Herrſchaft hierdurch 
erwaͤchſt, erſetzen und das Miethsgeld zuruͤckgeben, ſondern es verfaͤllt noch 
uͤberdies in eine Strafe, die nach Maaßgabe der Verſchuldung auf zwei bis 
zehn Thaler, oder bei Unvermoͤgenden auf verhaͤltnißmaͤßiges Gefängniß feſt⸗ 
zuſetzen iſt. 

tr A A, 

Kann jedoch das Geſinde nachweiſen, daß die Herrſchaft im legtver- 
floſſenen Dienſtjahre ſich ſolche Handlungen habe zu Schulden kommen laſſen, 
wodurch es nach $$. 130 — 136. zur Verlaſſung des Dienſtes ohne Aufkuͤndi⸗ 
gung berechtigt werden wuͤrde, ſo kann daſſelbe zum Antritt des Dienſtes nicht 
gezwungen werden, ſondern iſt nur verpflichtet, das Miethsgeld zuruͤckzuzahlen. 

§. 47. 

Wird das Geſinde durch Zufall, ohne feine Schuld, den Dienſt anzu- 
treten verhindert: ſo muß die Herrſchaft mit Zuruͤckgabe des Miethsgeldes ſich 
begnuͤgen. 

§. 48. 

Erhaͤlt weibliches Geſinde vor dem Antritte der Dienſtzeit Gelegenheit 
ſich zu verheirathen, ſo ſteht demſelben frei, eine andere taugliche Perſon zur 
Verſehung des Dienſtes an ſeiner Statt zu ſtellen. 

H. 49. 

Iſt es dazu nicht im Stande, ſo muß auch dergleichen Geſinde den 
Dienſt in Staͤdten auf ein Viertel- und bei Landwirthſchaften auf ein halbes 
Jahr antreten. 220 


. 80. 
Gude wi Nur zu erlaubten Geſchaͤften koͤnnen Dienſtboten gemiethet werden. 
8 Dien⸗ H. 51. 
[4 


Gemeines Geſinde, welches nicht ausſchließend zu gewiſſen beſtimmten 
Geſchaͤften gemiethet worden, muß ſich allen haͤuslichen Verrichtungen nach 
dem Willen der Herrſchaft unterziehen. 


H. 52. 
Allen zur herrſchaftlichen Familie gehörenden, oder darin in beſtimmten 
Ver⸗ 


n 2 


Verhaͤltniſſen, oder blos gaftweife aufgenommenen Perſonen iſt es dieſe Dienſte 
zu leiſten ſchuldig. 


§. 33. 

Diem Haupte der Familie kommt es zu, die Art und Ordnung zu be⸗ 
ſtimmen, in welcher die zur Familie Gehoͤrigen, oder nach $. 52. in ihr Auf⸗ 
genommenen, dieſe Dienſte gebrauchen ſollen. ' 

§. 54. 
i Auch Geſinde, welches zu gewiſſen Arbeiten oder Dienſten angenommen 
iſt, muß dennoch auf Verlangen der Herrſchaft andere haͤusliche Verrichtungen 
mit übernehmen, wenn das dazu beſtimmte Nebengeſinde durch Krankheit oder 
ſonſt auf eine Zeit lang daran verhindert wird. 

$. 55. 

Wenn unter den Dienſtboten Streit entfteht, welcher von ihnen dieſe 
oder jene Arbeit nach ſeiner Beſtimmung zu verrichten ſchuldig fei, fo entfchei- 
det allein der Wille der Herrſchaft. 

§. 56. 

Das Geſinde iſt ohne Erlaubniß der Herrſchaft nicht berechtigt, ſich in 

den ihm aufgetragenen Geſchaͤften von Anderen vertreten zu laſſen. 
§. 57. 

Hat das Geſinde der Herrſchaft eine untaugliche oder verdaͤchtige Perſon 
zu feiner Vertretung wiſſentlich vorgeſchlagen, fo muß es fuͤr den durch ſelbige 
verurſachten Schaden haften. 


$. 38. 
Der nach dem Patent vom 22. Maͤrz 1797. bisher noch beſtandene 
Dienſtzwang wird hierdurch aufgehoben, das eſinde iſt jedoch der haͤuslichen 
Zucht der Herrſchaft unterworfen. 


$. 59, 

Fügt das Geſinde der Herrſchaft vorfäglich oder aus groben oder maͤßi⸗ 
gen Verſehen Schaden zu, ſo muß es denſelben erſetzen. : 
$. 60. 

Wegen geringer Verſehen ift ein Dienfibote nur alsdann zum Schadens- 
Erſatze verpflichtet, wenn er wider den ausdruͤcklichen Befehl der Herrſchaft 
gehandelt hat. É 

$. 61. 

Desgleichen, wenn er fih zu ſolchen Arten der Geſchaͤfte hat anneh⸗ 
men laſſen, die einen vorzuͤglichen Grad von Aufmerkſamkeit oder Geſchicklich— 
keit vorausſetzen. 


H. 62. 
Wegen der Entſchaͤdigung, zu welcher ein Dienſtbote verpflichtet iſt, kann 
die Herrſchaft an den Lohn deſſelben ſich halten. 5 
ER $. 63. 
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$. 63. 
Kann der Schade weder aus ruͤckſtaͤndigem Lohne, noch aus anderen 
Habſeligkeiten des Dienſtboten erſetzt werden, ſo muß er denſelben durch un— 
entgeltliche Dienſtleiſtung auf eine verhaͤltnißmaͤßige Zeit verguͤten. 


í $. 64. 
Außer feinen Auch außer feinen Dienften ift das Geſinde ſchuldig, der Herrfchaft Beſtes 
Dienſten. zu befördern, Schaden und Nachtheil aber, ſo viel an ihm iſt, abzuwenden. 


$. 65. 
Bemerkte Untreue des Nebengeſindes ift es der Herrſchaft anzuzeigen 
verbunden. 


H. 66. i 
Verſchweigt es dieſelbe, fo muß es für allen Schaden, welcher durch 
die Anzeige hätte verhuͤtet werden können, bei dem Unvermoͤgen des Haupt: 
ſchuldners ſelbſt haften. 


$. 67. 
Allen häuslichen Einrichtungen und Anordnungen der Herrfchaft muß 
das Geſinde ſich unterwerfen. 


H. 68. 
Ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Herrſchaft darf es ſich auch in 
eigenen Angelegenheiten vom Hauſe nicht entfernen. 


$. 69. 
Die dazu von der Herrſchaft gegebene Erlaubniß darf nicht uͤberſchrit— 
ten werden. 
H. 70. 
Die Befehle der Herrſchaft und ihre Verweiſe muß das Geſinde mit 
Ehrerbietung und Beſcheidenheit annehmen. 


$. 71. 
Giebt das Geſinde durch ein ungebuͤrliches Betragen der Herrfchaft zu 
Scheltworten, Rügen oder geringen Thätlichkeiten Veranlaſſung, fo kann es 
deshalb keine gerichtliche Genugthuung fordern. 


72. 
Außer dem Falle, wo das Leben oder die Geſundheit des Dienſtboten 
durch Mißhandlungen der Herrſchaft in gegenwaͤrtige und unvermeidliche Ge— 
fahr geraͤth, darf er ſich der Herrſchaft nicht thaͤtlich widerſetzen. 


H. 74. 

Vergehungen des Geſindes gegen die Herrſchaft ſind, wenn dieſe darauf 
antraͤgt, von der Polizeibehoͤrde mit einer Geldſtrafe bis zu fuͤnf Thalern oder 
mit einer Gefaͤngnißſtrafe bis zu vierzehn Tagen zu ahnden. Der Herrſchaft 
ſteht jedoch frei, wenn ſie eine blos polizeiliche Ahndung nicht angemeſſen findet, 
auf Beſtrafung im gerichtlichen Wege anzutragen. Iſt das Vergehen ein 

Kriminalverbrechen, fo muß die Beſtrafung ſtets im gerichtlichen Wege erfolgen. 
§. 74. 
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$. 74. 
Fur die Zeit, durch welche das Geſinde wegen Erleidung ſolcher Stra⸗ 
fen feine Dienſte nicht verrichten kann, ift die Herrſchaft befugt, dieſelben durch 
Andere auf deſſen Koſten beſorgen zu laſſen. 


3 
Die Herrſchaft ift ſchuldig, dem Geſinde Lohn und Kleidung zu den Paidten ber 
beſtimmten Zeiten ungeſaͤumt zu entrichten. ; Herrſchaften. 


$. 76. 

Iſt auch die Koſt verſprochen worden, ſo muß ſelbige bis zur Saͤtti⸗ 
gung gegeben werden. Offenbar der Geſundheit nachtheilige und ekelhafte 
Speiſen kann das Geſinde anzunehmen nicht gezwungen werden. In Faͤllen, 
wo uͤber die Bekoͤſtigung Streit entſteht, entſcheidet, in Ermangelung beſtimm— 
ter Verabredung, die Polizeiobrigkeit, wie H. 30. uͤber die Menge und Be⸗ 
ſchaffenheit derſelben. 

$. 77. 

Die Herrſchaft muß dem Geſinde die noͤthige Zeit zur Abwartung des 

offentlichen Gottesdienſtes laffen und daſſelbe dazu fleißig anhalten. 
$. 78. 

Sie muß ihm nicht mehrere, noch ſchwerere Dienſte zumuthen, als das 
Geſinde nach feiner Leibes beſchaffenheit und feinen Kraͤften ohne Verluſt ſeiner 
Geſundheit beſtreiten kann. 


8. 19 
; Zieht ein Dienftbote fih durch den Dienſt oder bei Gelegenheit deſſelben 
eine Krankheit zu, fo ift die Herrſchaft ſchuldig, für feine Kur und Verpflegung 
zu ſorgen. 


$. 80. 
Dafuͤr darf dem Geſinde an ſeinem Lohne nichts abgezogen werden. 
$. 81. 

Außerdem ift die Herrſchaft zur Vorſorge fuͤr kranke Dienſtboten nur 
alsdann verpflichtet, wenn dieſelben keine Verwandten in der Naͤhe haben, die 
ſich ihrer anzunehmen vermoͤgend und nach den Geſetzen ſchuldig ſind. 

. 82. 

Weigern ſich die Verwandten dieſer Pflicht, fo muß die Herrſchaft die- 
— eg und bis zum Austrage der Sache mit Vorbehalt ihres Rechts 
übernehmen. 


> $. 83. 
Sind öffentliche Anftalten vorhanden, wo dergleichen Kranke aufgenommen 
werden, fo muß das Geſinde es fich gefallen laffen, wenn die Herrſchaft ſeine 
Unterbringung daſelbſt veranſtaltet. 


$. 84. i 
In dem H. 81. beſtimmten Falle kann die Herrſchaft die Kurkoſten von 

dem auf dieſen Zeitraum fallenden Lohne des kranken Dienſtboten abziehen. 
Jahrgang 1845. (Nr. 2580.) 57 $. 85. 
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5 H. A 
Dauert eine folche Krankheit úber die Dienfizeit hinaus, fo hört mit 
diefer die aͤußere Verbindlichkeit der Herrſchaft auf, für die Kur und Pflege 
des kranken Dienſtboten zu ſorgen. 


H. 86. 

Doch muß ſie davon der Obrigkeit des Orts in Zeiten Anzeige machen, 
damit dieſe fuͤr das Unterkommen eines dergleichen verlaſſenen Kranken ſorgen 
koͤnne. 

$. 87. 


Unter den Umſtaͤnden, wo ein Machtgeber einen dem Bevollmaͤchtigten 
bei Ausrichtung der Geſchaͤfte durch Zufall zugeſtoßenen Schaden verguͤtigen 
muß, iſt auch die Herrſchaft ſchuldig, fuͤr das in ihrem Dienſte oder bei Ge— 
legenheit deſſelben zu Schaden gekommene Geſinde auch uͤber die Dienſtzeit 
hinaus zu ſorgen. 

5 §. 88. 

Dieſe Pflicht der Herrſchaft erſtreckt ſich jedoch nur auf die Kurkoſten 
und auf den nothduͤrftigen Unterhalt des Geſindes ſo lange, bis daſſelbe ſich 
ſein Brod ſelbſt zu verdienen wieder in den Stand kommt. 

„89. 

Iſt aber der Dienſtbote durch Mißhandlungen der Herrſchaft, ohne fein 
grobes Verſchulden, an ſeiner Geſundheit beſchaͤdigt worden, ſo hat er von ihr 
vollſtaͤndige Schadloshaltung, nach den allgemeinen Vorſchriften der Geſetze, 
zu fordern. S. 90 


Auch fuͤr ſolche Beſchimpfungen und uͤble Nachreden, wodurch dem Ge— 
ſinde ſein kuͤnftiges Fortkommen erſchwert wird, gebuͤhrt demſelben gerichtliche 
Genugthuung. 

F. 91. 
Beſchaͤdigung Inwiefern die Herrſchaft für den von Dienſtboten zugefuͤgten Schaden 
— Dient verantwortlich iſt, richtet ſich nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 
boten. ` , 
8.92, 
Aufhebung Stirbt ein Dienſtbote, ſo koͤnnen feine Erben Lohn und Koſtgeld nur fo 
dach den d. weit fordern, als ſelbiges nach Verhaͤltniß der Zeit bis zum Krankenlager ruͤck— 
ſtaͤndig iſt. 


H. 93. 
Begraͤbnißkoſten iſt die Herrſchaft fuͤr das Geſinde zu bezahlen in keinem 
Falle ſchuldig. 
N F. 94. 

Stirbt das Haupt der Familie, ſo ſind die Erben nicht gehalten, das 
Geſinde länger als bis zur naͤchſten geſetzlichen Ziehzeit (HY. 36 — 38) zu be- 
halten, wenn auch durch beſonderen Vertrag eine längere Dienſtzeit feſtge— 
ſetzt waͤre. 

$. 95. 
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695. ; 

Erfolgt jedoch der Todesfall nach der Kuͤndigungsfriſt, fo muß Geſinde, 
welches blos zu häuslichen Verrichtungen beſtimmt ift, das baare Lohn, doch 
ohne Koſt oder Koſtgeld für das naͤchſtfolgende halbe Jahr noch uͤberdies, ſtatt 
Entſchaͤdigung für die verſpaͤtete Kuͤndigung, erhalten, Geſinde aber, das zur 
Landwirthſchaft gebraucht wird, noch für das naͤchſtfolgende Jahr beibehalten 
werden, falls keine andere freiwillige Abkunft getroffen werden kann. 

$. 90. 

Sind Dienſtboten zur beſonderen Bedienung einzelner Mitglieder der 
Familie angenommen, fo konnen bei dem Abſterben derſelben die Beſtimmungen 
des vorſtehenden Paragraphen auch auf ſie angewendet werden. 


997. 

Maͤnnliche Dienſtboten behalten die ganze gewoͤhnliche Livree, wenn ſie 
der verſtorbenen Herrſchaft ſchon ein halbes Jahr oder laͤnger gedient haben. 

$. 98. : 

Sind fie noh nicht fo lange in ihren Dienſten geweſen, fo muͤſſen fie 
Rock, Weſte und Hut zuruͤcklaſſen. 

$. 99. 

War der Bediente nur monatweiſe gemiethet, ſo erhaͤlt er Lohn und 
Kofigeld, wenn die Herrſchaft vor dem funfzehnten Monatstage ſtirbt, nur auf 
den laufenden, ſonſt aber auch auf den folgenden Monat. 

$. 100. 

Wenn bei laͤndlichen Beſitzungen durch deren Verkauf, Vertauſchung 
Berpfaͤndung oder Verpachtung oder auf andere aͤhnliche Art die Perſon des 
Beſitzers und Dienſtherrn veraͤndert wird, ſo ſind die zur Ackerwirthſchaft auf 
denſelben angenommenen Dienſtboten bis zur naͤchſten Umzugszeit, mit welcher 
ihr Dienſtvertrag zu Ende geht, dem nachfolgenden Beſitzer den Dienſt fort- 
zuſetzen verpflichtet. Derſelbe iſt dagegen auch verbunden, dieſe Leute bis zu 
jenem Zeitpunkte zu behalten und ihnen alles dasjenige zu gewaͤhren, was 
ihnen von der vorigen Herrſchaft verſprochen iſt. Inwiefern die vorige Herr⸗ 
ſchaft der neuen hierfur Erſatz zu leiſten hat, bleibt ihrer Vereinbarung 
unterſtellt. 

$. 101. 

Entſteht Konkurs über das Vermögen der Herrſchaft, fo finden die Vor⸗ 

ſchriften Hö. 94 — 99. Anwendung. : 
$. 102, 

Der Tag des eröffneten Konkurſes wird in dieſer Beziehung dem To— 

destage gleich geachtet. - 
$. 103. 

Wegen des alsdann ruͤckſtaͤndigen Geſindelohnes bleibt es fuͤr jetzt bei 

den hieruͤber beſtehenden Vorſchriften. * 5 
(Nr. 2880.) 57 $. 104. 
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$. 104. ; 
Nach vorher- Außer diefen Fallen kann der Miethsvertrag während der Dienftzeit ein- 
ee feitig nicht aufgehoben werden. 
. | 105 


Derjenige Theil, welcher denſelben nach Ablauf der Dienſtzeit nicht fort- 

ſetzen will, muß innerhalb der gehoͤrigen Friſt aufkuͤndigen. 
§. 106. 

Die Aufkuͤndigungsfriſt wird ſowohl bei dem ſtaͤdtiſchen Geſinde, als bei 
dem Landgeſinde auf drei Monate vor dem Ablaufe der Dienſtzeit beſtimmt, 
inſofern nicht bei der Vermiethung ein Anderes ausdruͤcklich verabredet iſt. 

$. 107. 

Bei monatweiſe gemietheten Dienſtboten findet die Aufkuͤndigung noch 

am funfzehnten eines jeden Monats ſtatt. 
$. 108. 

Iſt keine Aufkuͤndigung erfolgt, ſo wird der Vertrag als ſtillſchweigend 

verlaͤngert angeſehen. 


$. 109, 
Bei dem ſtaͤdtiſchen Geſinde wird diefe ſtillſchweigende Verlängerung auf 
ein halbes Jahr und bei dem Landgeſinde auf ein ganzes Jahr gerechnet. 


$. 110. 
Bei monatweiſe gemiethetem Geſinde verſteht ſich die Verlaͤngerung im— 
mer nur auf einen Monat. 


$. 111. 
„Ohne Muf- Ohne Aufkuͤndigung kann die Herrſchaft ein Geſinde ſofort entlaſſen: 
a en 1. wenn daſſelbe die Herrſchaft oder deren Familie durch Thaͤtlichkei— 


derhereſchaft ten, Schimpf- und Schmaͤhworte oder ehrenruͤhrige Nachreden beleidigt, oder 
durch boshafte Verhetzungen Zwiſtigkeiten in der Familie anzurichten ſucht; 
H. 142 
2. Wenn es ſich beharrlichen Ungehorſams und Widerſpenſtigkeit gegen 
die Befehle der Herrſchaft zu Schulden kommen laͤßt; 


$. 113. 

3. Wenn es ſich den zur Aufſicht uͤber das gemeine Geſinde beſtellten 
Perſonen mit Thaͤtlichkeiten, oder groben Schimpf- und Schmaͤhreden in ihrem 
Amte widerſetzt; 

§. 114. 

4. Wenn es die Kinder oder ſonſtige Angehörige der Herrſchaft zum 

Boͤſen verleitet, oder verdaͤchtigen Umgang mit ihnen pflegt; 


5 115. 
5. Wenn es ſich des Diebſtahls oder der Veruntreuung gegen die Herr— 
ſchaft ſchuldig macht; | 4 — 
F. 116. 


— 403 — 


$. 116. 
6. Wenn es ſein Nebengeſinde zu dergleichen Laſtern verleitet; 


$. 117. 

7. Wenn es auf der Herrſchaft Namen ohne deren Vorwiſſen Geld 

oder Waaren auf Borg nimmt; 
$. 118. i 

8. Wenn es die noch nicht verdiente Livree ganz oder zum Theil ver⸗ 

kauft oder verſetzt; 
$. 119. j 

9. Wenn es wiederholentlich, ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Herr⸗ 

ſchaft, úber Nacht aus dem Hauſe geblieben iſt; 
$. 120. 

10. Wenn es mit Feuer und Licht, gegen vorhergegangene Warnungen, 
unvorſichtig umgeht; f 
§. 121. 

11. Wenn auch ohne vorhergegangene Warnung aus dergleichen un⸗ 
vorſichtigen Betragen wirklich ſchon Feuer entſtanden iſt; 

§. 122. 

12. Wenn das Geſinde ſich durch liederliche Auffuͤhrung anſteckende 

oder ekelhafte Krankheiten zugezogen hat; 
§. 123. 

13. Wenn das Geſinde ohne Erlaubniß der Herrſchaft feines Ber- 
gnuͤgens wegen auslaͤuft, oder ohne Noth uͤber die erlaubte oder zu dem Ge- 
ſchaͤfte erforderliche Zeit ausbleibt, oder ſonſt den Dienſt muthwillig vernach- 
läffigt und von allen dieſen Fehlern auf wiederholte Verwarnung nicht abſteht; 

$. 124. 

14. Wenn der Dienfibote dem Trunk oder Spiel ergeben iſt, oder durch 
Zaͤnkereien und Schlaͤgereien mit ſeinem Nebengeſinde den Hausfrieden ſtoͤrt 
und von ſolchem Betragen auf geſchehene Vermahnung nicht ablaͤßt; 

§. 125. 

8 15. Wenn dem Dienſtboten diejenige Geſchicklichkeit gänzlich ermangelt, 
die er, auf Befragen bei der Vermiethung, zu beſitzen ausdruͤcklich an- 
gegeben hat; 

$. 120. 

16. Wenn ein Dienſtbote von der Obrigkeit auf laͤngere Zeit als acht 
Tage gefaͤnglich eingezogen wird; 

127. ' 

17. Wenn ein Gefinde weiblichen Geſchlechts ſchwanger wird, in wel⸗ 
chem Falle jedoch der Obrigkeit Anzeige geſchehen und die wirkliche Entlaſſung 

(Nr. 2580.) nicht 
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nicht eher, als bis von dieſer die geſetzmaͤßigen Anſtalten zur Verhuͤtung alles 
Ungluͤcks getroffen worden, erfolgen muß; 
§. 128. 


18. Wenn die Herrſchaft von dem Geſinde bei der Annahme durch 
Vorzeigung falſcher Zeugniſſe hintergangen worden; 


Fe 1209 
19. Wenn das Geſinde in ſeinem naͤchſtvorhergehenden Dienſt fich eines 
ſolchen Vergehens, als in $$. 114 — 117, beſtimmt iſt, ſchuldig gemacht, die 
vorige Herrſchaft dieſes in dem ausgeſtellten Zeugniß verſchwiegen, und das 
Geſinde ſelbſt es der neuen Herrſchaft nicht offenherzig bekannt hat. 
: $. 130, 
Bon Seiten Das Geſinde kann den Dienft ohne vorhergehende Aufkuͤndigung ver— 
des Geſindes. laſſen: 


1. Wenn es durch Mißhandlungen von der Herrſchaft in Gefahr des 
Lebens oder der Geſundheit verſetzt worden; 


§. 131. 
2. Wenn die Herrſchaft daſſelbe auch ohne ſolche Gefahr, jedoch mit 
ausſchweifender und ungewoͤhnlicher Haͤrte behandelt hat; 
§. 132. 


3. Wenn die Herrſchaft daſſelbe zu Handlungen, welche wider die 
Geſetze oder wider die guten Sitten laufen, hat verleiten wollen; 


133. 

4. Wenn dieſelbe das Geſinde vor dergleichen unerlaubten Zumuthun⸗ 
gen gegen Perſonen, die zur Familie gehören oder ſonſt im Haus aus- und 
einen, nicht hat ſchuͤtzen wollen; 

H. 134. 


5. Wenn die Herrſchaft dem Geſinde das Koſtgeld gänzlich vorenthält, 
oder ihm ſelbſt die nothduͤrftige Koſt verweigert; 


H. 135, 

6. Wenn die Herrſchaft auf eine Zeit, welche die laufende Dienſtzeit 
uͤberſteigt, und auf eine Entfernung, welche mehr als ſechs Meilen betraͤgt, 
eine Reiſe vornimmt, oder uͤberhaupt in dieſe Entfernung ihren Wohnſitz ver- 
legt, und es nicht uͤbernehmen will, den Dienſtboten zum Ablaufe der Dienft- 
zeit koſtenfrei zuruͤckzuſchaffen. Hat die Herrfchaft mehrere gleich gewoͤhnliche 
Wohnſitze, ſo wird die Entfernung nach demjenigen berechnet, den ſie zuletzt 
wirklich bewohnt hat; 


i $. 136. 
7. Wenn der Dienſtbote durch ſchwere Krankheit zur Fortſetzung des 
Dienſtes unvermoͤgend wird. 
$. 137. 
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> F. 137. > 
Vor Ablauf der Dienſtzeit, aber doch nach vorhergegangener Aufkuͤndi⸗ Unterder Zeit, 
gung, kann die Herrſchaft einen Dienſtboten entlaſſen: ne 
1. Wenn demſelben die noͤthige Geſchicklichkeit zu den, nach feiner ner Auftindi- 
Beſtimmung, ihm obliegenden Geſchaͤften ermangelt; der 
$. 138 Herrſchaft. 


2. Wenn nach geſchloſſenem Miethsvertrage die Vermoͤgensumſtaͤnde 
der Herrfchaft dergeſtalt in Abnahme gerathen, daß ſie ſich entweder ganz 
ohne Geſinde behelfen oder doch deſſen Zahl einſchraͤnken muß. 


§. 139. 
Dienſtboten koͤnnen vor Ablauf der Dienſtzeit, jedoch nach vorhergegan- Von Seiten 
gener Aufkuͤndigung, den Dienſt verlaſſen: des Geſindes. 
1. Wenn die Herrſchaft den bedungenen Lohn in den feſtgeſetzten Ter- 
minen nicht richtig bezahlt; 
F. 140. b 
; 2. Wenn die Herrſchaft das Gefinde einer Öffentlichen Beſchimpfung 
eigenmaͤchtig ausſetzt; 
§. 141. 
3. Wenn der Dienſtbote durch Heirath oder auf andere Art zur An⸗ 
ftellung einer eigenen Wirthſchaft vortheilhafte Gelegenheit erhaͤlt, die er durch 
Ausdaurung der Miethzeit verſaͤumen muͤßte. 


§. 142. 

In allen Fällen, wo der Mieths vertrag innerhalb der Dienſtzeit, jedoch 
nur auf vorhergegangene Aufkuͤndigung, aufgehoben werden kann, muß den⸗ 
noch das laufende Halbjahr, und bei monatweiſe gemiethetem Geſinde der lau⸗ 
fende Monat ausgehalten werden. f 

$. 143. 

Wenn die Eltern des Dienſtboten, wegen einer erſt nach der Vermie⸗ 
thung vorgefallenen Veranderung ihrer Umfiände, ihn in ihrer Wirthſchaft 
nicht entbehren können, oder der Dienſtbote in eigenen Angelegenheiten eine 
weite Reife zu unternehmen gendthigt wird, ſo kann er zwar ebenfalls ſeine 
Entlaſſung fordern, er muß aber alsdann einen anderen tauglichen Dienſtboten 
ſtatt ſeiner ſtellen, und ſich mit demſelben wegen Lohn, Koſt und Livree ohne 
Schaden der Herrſchaft abfinden. 


§. 144. 

In allen Faͤllen, wo die Herrſchaft einen Dienfiboten während der Dienſt⸗ Was alsdann, 
zeit mit oder ohne Aufkuͤndigung zu entlaſſen berechtigt ift (HY. 111 — 129. 137. wegen soon, 
138.), kann der Dienſtbote Lohn und Koſt oder Kofigeld nur nach Verhältniß Hechtens if. 
der Zeit fordern, wo er wirklich gedient hat. 


(Nr. 2580.) $. 145. 
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$. 145. 

Ein Gleiches gilt von denjenigen Faͤllen, wo der Dienſtbote zwar vor 
Ablauf der Dienſtzeit, aber doch nach vorhergaͤngiger Aufkuͤndigung, den Dienſt 
verlaffen kann (§§. 139—141.). 

: $. 146. 

In Fällen, wo der Dienſtbote fofort und ohne Aufkuͤndigung den Dienft 
zu verlaffen berechtigt ift (F. 130 — 136.), muß ihm Lohn und Koſt auf das 

laufende Halbjahr, und, wenn er monatweife gemiethet worden, auf den lau- 
fenden Monat verguͤtet werden. 
F. 147. 

Hat die Urſache zum geſetzmaͤßigen Austritte erſt nach Ablauf der Auf— 
kuͤndigungsfriſt ſich ereignet, ſo muß die Herrſchaft dieſe Verguͤtung auch fuͤr 
das folgende halbe Jahr oder für den folgenden Monat leiſten. N 
| $. 148. 

In der Regel behält der Dienftbote die als einen Theil des Lohns an- 
zuſehende Livree vollſtaͤndig, wenn er aus den ($$. 130 — 136.) beſtimmten Ur: 
ſachen den Dienſt verlaͤßt. 

$. 149. 

Geſchieht der Austritt nur aus den $$. 137. und 138. enthaltenen Gruͤn— 
den, und hat der Bediente noch kein halbes Jahr gedient, ſo muß er Rock und 
Hut zuruͤcklaſſen. 

$. 150. 

In den Fällen, wo das Geſinde nach $$. 111—129. 137. und 138. 
von der Herrſchaft entlaſſen wird, kann letztere der Regel nach die ganze Livree 
zuruͤckbehalten. | 

H. 151. 

Doch gebuͤhren dem Bedienten die kleinen Montirungsſtuͤcke, wenn er 
ſchon ein halbes Jahr gedient hat und nur aus den HH. 137. 138. angefuͤhr— 
ten Gruͤnden entlaſſen wird. 

$. 152. 

Wenn das Geſinde aus den GY- 139. und 140. angeführten Gründen, 
nach vorhergegangener Aufkuͤndigung, ſeinen Abſchied nimmt, ſo finden die 
Vorſchriften HH. 148. und 149. Anwendung. 

K $. 153. i 

Erfolgt aber der Austritt nur aus der H. 141. beſtimmten Urſache, fo 
muß der Dienſtbote mit den kleinen Montirungsſtuͤcken fich begnügen. 

$. 154. 

Rechtliche Eine Herrfchaft, die aus anderen als geſetzmaͤßigen Urſachen das Geſinde 
Se zeund vor Ablauf der Dienſtzeit entlaͤßt, muß von der Obrigkeit daſſelbe wieder anzu⸗ 
Fache ang nehmen und den Dienſtvertrag fortzuſetzen angehalten werden. 

ntlaſſung. $. 155. 
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. 
i Weigert fie fich deffen beharrlich, fo muß fie dem Dienftboten Lohn und 
Livree auf die noch ruͤckſtaͤndige Dienſtzeit entrichten. 


et, 
Auch für die Koſt muß die Herrſchaft bis dahin ſorgen. 
$. 157. 

Kann aber das Geſinde noch vor Ablauf der Dienſtzeit ein anderweitiges 
Unterkommen erhalten, ſo erſtreckt ſich die Verguͤtigungsverbindlichkeit der Herr⸗ 
ſchaft nur bis zu dieſem Zeitpunkte und weiter hinaus nur inſofern, als das 
Geſinde ſich in dem neuen Dienſte mit einem geringern Lohne hat begnuͤgen 

muͤſſen. 
$. 158. 
Iſt die Herrſchaft das entlaſſene Geſinde wieder anzunehmen bereit, das 
Geſinde hingegen weigert ſich, den Dienſt wieder anzutreten, ſo kann letzteres 
in der Regel gar keine Verguͤtigung fordern. 


$. 459, 
Weiſt aber das Geſinde einen folchen Grund feiner Weigerung nach, 
weswegen es feines Orts den Dienſt zu verlaſſen berechtigt fein würde, fo ge- 
buͤhrt demſelben die $. 146. beſtimmte Vergütung. 


§. 160. N E 
Kann das Gefinde den vorigen Dienft wegen eines inzwiſchen erhaltenen 
e e Unterkommens nicht wieder antreten, ſo findet die Vorſchrift 
$. 157. Anwendung. i 


$. 161. 
Geſinde, welches vor Ablauf der Dienſtzeit ohne geſetzmaͤßige Urſache 
Den Dienft verläßt, muß durch Zwangsmittel zu deffen Fortſetzung angehalten 
erden. 
$. 162, 
i Will aber die Herrſchaft ein folches Geſinde nicht wieder annehmen, fo 
iſt fie berechtigt, ein anderes an feiner Stelle zu miethen, und der ausgetretene 
Dienſtbote ift nicht allein ſchuldig, die dadurch verurſachten mehreren Koſten 
zu erſtatten, ſondern verfällt überdies in eine Strafe, die nach Maaßgabe des 
Grades der Verſchuldung auf zwei bis zehn Thaler, oder bei Unvermoͤgen auf 
verhaͤltnißmaͤßiges Gefaͤngniß feſtzuſetzen iſt. u 
$. 163. 
Das abziehende Geſinde ift ſchuldig, alles, was ihm zum Gebrauche in 


feinen Gefchäften oder fonft zu feiner Aufbewahrung anvertraut worden, der 
Herrſchaft zuruͤckzuliefern. 


| §. 164. 
Den daran durch ſeine Schuld entſtandenen Schaden muß es der Herr— 
ſchaft erſetzen (HS. 59. bis 63.). 


Jahrgang 1845. (Fr. 2380.) 58 $. 165. 


Verlaſſun 
des Dienftes, 


1 ei 


$. 165. 

Abſchied. Bei dem Abzuge iſt die Herrſchaft dem Geſinde einen ſſchriftlichen Ab— 
ſchied und ein der Wahrheit gemaͤßes Zeugniß uͤber ſeine geleiſteten Dienſte zu 
ertheilen ſchuldig. 

| $. 166. 
Werden dem Geſinde in dieſem Abſchiede Beſchuldigungen zur Laft ge- 
legt, die ſein weiteres Fortkommen hindern wuͤrden, ſo kann es auf polizeiliche 
Unterſuchung antragen. 


$. 167. 


Wird dabei die Beſchuldigung unbegruͤndet gefunden, ſo muß die Obrig⸗ 
keit dem Geſinde den Abſchied auf Koſten der Herrſchaft ausfertigen laſſen und 
letzterer fernere üble Nachreden bei namhafter Geldſtrafe unterſagen. 


$. 168. 
Hat hingegen die Herrſchaft einem Geſinde, welches ſich grober Laſter 
und Veruntreuungen ſchuldig gemacht hat, das Gegentheil wider beſſeres Wiſſen 
bezeugt, ſo muß ſie fuͤr allen einem Dritten daraus entſtehenden Schaden haften. 


§. 169. 


Die folgende Herrſchaft kann ſich alſo an ſie wegen des derſelben durch 
ſolche Laſter oder Veruntreungen des Dienſtboten entſtandenen Nachtheils halten. 


170 


Auch ſoll eine ſolche Herrſchaft mit einer Geldſtrafe von Einem bis Fuͤnf 
Thalern zum Beſten der Armenkaſſe belegt werden. 


8.17. 
Reffortbeftim- Wenn zwiſchen der Herrſchaft und dem Geſinde uͤber die Erfuͤllung der 
mungen. aus dem Miethsvertrage entſtehenden Verbindlichkeiten waͤhrend des Dienſtes, 
úber die Weigerung der Herrſchaft, das Gefinde anzunehmen oder zu behalten, 
uͤber die Weigerung der Dienſtboten, den Dienſt anzutreten oder darin zu ver⸗ 
bleiben, oder uͤber verweigertes Abziehen und Entlaſſen Streit entſteht, ſo iſt 
es die Obliegenheit der Polizeibehoͤrden, ſich der vorlaͤufigen Entſcheidung zu 
unterziehen und ſolche zur Ausführung zu bringen; die definitive Entſcheidung 
daruͤber bleibt dem Richter vorbehalten. 
$. 172. 

Die Feſtſetzung der in den $$. 13. 18. 21. 28. 45. 73. 102. und 170. 
angedrohten Strafen, ſelbſt wenn ſolche den Betrag von Funf Thalern uͤber⸗ 
ſteigen, gehoͤrt ausſchließlich vor die Polizeibehoͤrden, fo daß dagegen keine Pro- 
vokation auf dem Wege Rechtens, ſondern nur Rekurs an die Regierung 
Statt findet. 


der Bent $. 173 

ehe Die vorfiehenden Beſtimmungen finden auch auf die Verhaͤltniſſe des 
nung auf das Schiffsvolkes gegen den Schiffer und der Schiffsknechte gegen die Schiffsfuͤhrer 
Nes Gi An⸗ 


knechte, 


— . — 
Anwendung. (Order vom 23. November 1831, Gefen Seite 255, 
und Order vom 23. September 1835, Geſetzſammlung Seite 222.) 
§. 174. 


Die Vorſchriften der ŞS. 171. 172. finden auch auf Einlieger, Käthner und auf Ein- 
und tiberhaupt auf ſolche Dienſtleute Anwendung, welche von dem Beliker galhner. 
eines Landguts zur Bewirhſchaftung deſſelben gegen Gewaͤhrung einer Woh⸗ i 
nung in den dazu gehörigen Gebaͤuden, und gegen ein im Voraus ein- fuͤr 
allemal beſtimmtes Lohn angenommen worden ſind. 


Gegeben Potsdam, den 11. April 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. 
v. Arnim. Flottwell. Uhden. 
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(Fr. 2581.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18. April 1845., betreffend die Beftätigung des 
Reglements fuͤr die Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Abloͤſung der 
Reallaſten in den Kreiſen Muͤhlhauſen, Heiligenſtadt und Worbis; vom 
9. April 1845. 


CY 

Ich genehmige auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 9. d. M. das 
hierbei zuruͤckfolgende Reglement fuͤr die Tilgungskaſſe zur Erleichterung der 
Abloͤſung der Reallaſten in den Kreiſen Heiligenſtadt, Muͤhlhauſen und Worbis 
des Regierungsbezirks Erfurt, und ermaͤchtige das Staatsminiſterium, wegen 
Ausführung dieſes Reglements, welches mitz Meiner gegenwärtigen Order durch 
die Gefeßfammlung und das Amtsblatt der Regierung zu Erfurt bekannt zu 
machen iſt, das Weitere zu veranlaſſen. 

Berlin, den 18. April 1845. 


| Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Hegt ement, 
§. 1. 


Zu Befoͤrderung der Abloͤſung von Reallaſten, welche Gegenſtand der 
Wloſungsordnungen vom 7. Juni 1821. und 13. Juli 1829 ſind, ſo wie des 
Schaaf-Aufhuͤtungsrechts und des Pferch- und Milchnutzungsrechts der Rit⸗ 
terguͤter, wird für die Kreiſe Heiligenſtadt, Muͤhlhauſen und Worbis eine Til- 
gungsanſtalt errichtet. Dieſe Anſtalt wird, unter Aufſicht der Regierung in 
Erfurt, vorläufig durch eine beſondere Behörde verwaltet, welche die Benen- 
nung „Direktion der Tilgungskaſſe fuͤr die Kreiſe Heiligenſtadt, 
Muͤhlhauſen und Worbis“ fuͤhrt und in Heiligenſtadt ihren Sitz hat; es 
wird jedoch eine anderweitige Beſtimmung hieruͤber fuͤr den Fall vorbehalten, 
wenn kuͤnftig eine beſondere landwirthſchaftliche Abtheilung bei der Regierung 
zu Erfurt eingerichtet werden ſollte. Ausgenommen von der Wirkſamkeit der 
ilgungskaſſe bleiben die Leiſtungen an den Domainenfiskus. 
Dh Erleichterung der Domainen- Einfaffen bei der Abloͤſung dieſer 
Leiſtungen werden beſondere Beſtimmungen ergehen. 


; H. 2. 
Die Ablöfung durch die Tilgungskaſſe findet nur Statt, wenn der Be- 
rechtigte darauf antraͤgt und erklaͤrt: 
1) daß 
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1) daß er mit einer Kapitalsabfindung, welche in dem zwanzigfachen Be- 
trage der jährlichen Gefaͤlle und i Gaeta beſteht, fich begnügen, und 


D daß er diefe Abfindung in Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe an⸗ 
nehmen wolle. l 

Der Antrag muĝ zugleich auf alle Leiſtungen gerichtet ſein, welche 

dem Berechtigten in einer und derſelben Gemeinde zuſtehen, insbeſondere auch 
auf das Schaaf⸗Aufhuͤtungs⸗, Pferch⸗ und Milchnutzungsrecht. 

§. 3. 

Die Abloͤſung des Schaafhuͤtungs⸗, Pferch⸗ und Milchnutzungsrechts 

durch Kapitalsabfindung nach Maaßgabe dieſes Reglements findet jedoch 

nur dann Statt, wenn der Provofat fi damit einverſtanden erklaͤrt. Wird 


der Antrag gegen eine. Gemeinde gerichtet, ſo iſt die Minoritaͤt dem Beſchlnſſe 
der Majoritaͤt, nach dem Theilnehmungsverhaͤltniſſe gerechnet, unterworfen. 


Waͤhlt der Provokat nach den Grundfägen der Gemeinheits-Theilungs⸗ 
Nee vom 7. Juni 1821. die Abfindung in Land, ſo muß die Feſtſetzung 
dieſer Abfindung der ordentlichen Auseinanderſetzungs-Behoͤrde uͤberlaſſen bleiben. 


§. 4. 

Der jaͤhrliche Geldwerth des abzulöfenden Aufhuͤtungs⸗, Pferch- und 
Milchnutzungsrechts wird nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 
1821. ermittelt, der jaͤhrliche Geldwerth der abzulöfenden Leiſtungen aber nach 
den Grundſaͤtzen derjenigen der beiden Abloͤſungsordnungen vom 7. Juni 1821. 
oder vom 13. Juli 1829., welche an dem Orte des pflichtigen Grundſtuͤcks 
Anwendung findet. 


Hierbei wird jedoch noch Folgendes beſtimmt: 


1) in Betreff der Seftftellung des jährlichen Geldwerths des Rechts auf 
eine Lehnwaare: 


a) Die Beſtimmung des H. 73. der Abloͤſungsordnung vom 13. Juli 1829., 
daß das Provokationsrecht davon abhaͤngen ſoll, ob die Durchſchnitts⸗ 
Periode ſchon verfloſſen iſt oder nicht, bleibt außer Anwendung. 


b) Der Betrag der von dem Verpflichteten zu leiſtenden Nachzahlung 
wird zum Abloͤſun skapital geſchlagen und dem Berechtigten von der 
Tilgungskaſſe in Schuldverſchreibungen gewährt, dem Verpflichteten 
aber mit „ als Jaͤhrlichkeit zu dem ermittelten Geldwerthe der Lehn— 
waare hinzugerechnet. 


c) In Anſehung der fuͤr Veraͤußerungen auf ein Jahrhundert anzuneh⸗ 
menden Lehnfaͤlle bewendet es bei den im §. 69. Nr. 8. der Abloͤ⸗ 
fun en vom 13. Juli 1829. angenommenen zwei Faͤllen, und 
ſoll es auf den Nachweis, daß mehr oder weniger Faͤlle in einem 
Jahrhundert vorgekommen ſeien, nicht ankommen. 

(Nr. 2581.) d) Wo 
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d) Wo der Betrag der Lehnwaare bei Subhaſtationen von dem bei 
Veraͤußerungen aus freier Hand verſchieden iſt, ſoll von den auf ein 
Jahrhundert anzunehmenden zwei Veraͤußerungsfaͤllen ein Fall auf 
die Subhaſtationen und ein Fall auf die Veraͤußerungen aus freier 
Hand gerechnet werden. 


e) Wo die Lehnwaare verſchieden iſt nach der Anzahl der hinterlaſſenen 
Kinder, iſt anzunehmen, daß im Durchſchnitt 3 Kinder hinterlaſſen 
werden, und nach dieſem Durchſchnitt iſt der Betrag der Lehnwaare 
zu berechnen. 


) Iſt der Betrag der Lehnwaare in den verſchiedenen Veraͤnderungs⸗ 
faͤllen verſchieden, ſo wird fuͤr jede dieſer verſchiedenen Arten von 
Faͤllen die Lehnwaare beſonders berechnet und die Durchſchnittsſumme 
y fo ermittelten verſchiedenen Beträge der Ablöfung zum Grunde 
gelegt. 

2) Iſt ein Zehnt feit mindeſtens 6 Jahren vor Publikation dieſes Regle- 
ments ununterbrochen durch Verpachtung benutzt worden, ſo wird der 
Pachtertrag, und in ſofern in den letzten zwanzig Jahren verſchiedene 
Verpachtungen Statt gefunden haben, der Durchſchnitt des Pachtertrags 
in dieſem Zeitraume, ohne Ruͤckſicht auf Remiſſion und Ausfaͤlle, der 
Abloͤſung zum Grunde gelegt. 


3) Der im $. 127. der Abloͤſungsordnung vom 13. Juli 1829. beſtimmte 
Abzug findet nicht Statt. 


$. 5. 

Die Vorſchriften der Abloͤſungsordnung vom 13. Juli 1829. HF. 43. 
und 44. wegen Bildung von Preisbezirken und der $$. 41. und 49. wegen 
Berechnung des Geldwerths der Jahresleiſtungen kommen auch in denjenigen 
Theilen des Kreiſes Worbis zur Anwendung, wo die Ablöfungsordnung vom 
7. Juni 1821. Geſetzeskraft hat. 


Der F. 49. der Ablöfungsordnung vom 13. Juli 1829. wird jedoch in 
allen drei Kreiſen nur mit der Einſchraͤnkung zur Anwendung gebracht, daß 
der daſelbſt erwaͤhnte Preisdurchſchnitt lediglich aus den Martinipreiſen des 
betreffenden Orts oder Bezirks in den letzten der Anbringung der Provokation 
vorangegangenen 14 Jahren, jedoch mit Weglaſſung der zwei theuerſten und 
zwei wohlfeilſten, berechnet wird. 


$. 6. 


Die Ermittelung des Werths der Leiſtungen erfolgt durch Kommiſſarien 
der Tilgungsanſtalt. Entſtehen darüber, oder über das Recht ſelbſt Streitig⸗ 
keiten, welche nicht in Guͤte auszugleichen ſind, ſo wird die Sache von dem 
Kommiſſarius der e tin zum Spruche inſtruirt und von der General- 
Kommiſſion mit Vorbehalt der geſetzlichen Rechtsmittel entſchieden. 


Die 
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Die Ablöfung des Aufhuͤtungs⸗, Pferch⸗ und Milchnutzungsrechts wird, 
ſofern ſich dabei Schwierigkeiten ergeben, welche nicht gleichzeitig mit der Ab⸗ 


loͤſung der übrigen Leiſtungen zu erledigen find, zur abgeſonderten Verhandlung 
verwieſen. > 


3 


Die Schulbverfehreibungen der Tilgungskaſſe, welche dem Berechtigten 
zu ſeiner Abfindung zu verabreichen find (F. 2. Nr. 2.), werden auf jeden 
Inhaber geſtellt und mit drei und einem halben Prozent in jaͤhrlichen Ter⸗ 
minen verzinſet. Zur allmaͤligen Abtragung dieſer Schulden wird der Til⸗ 
gungskaſſe jaͤhrlich ein Prozent von dem Betrage der ausgegebenen Schuld— 
verſchreibungen aus der Staatskaſſe uͤberwieſen. Dieſem Fonds treten die 
Zinſenerſparniſſe von den daraus getilgten Kapitalien hinzu. 


Die Abtragung erfolgt, nach dem Ermeſſen der Direktion, entweder 
durch Ankauf der Schuldverſchreibungen aus freier Hand, oder durch deren 
Verlooſung nach dem Nennwerthe. In dem letztern Falle werden die aus- 
elooſeten Schuldverſchreibungen durch eine dreimalige, in Zwiſchenraͤumen eines 

onats zu wiederholende Bekanntmachung in der Allgemeinen Preußiſchen 
oder einer andern Berliner Zeitung, und in den Amtsblaͤttern der Provinz auf⸗ 
gerufen und ſechs Monate nach dem Erſcheinen der erſten Bekanntmachung am 
Orte der Tilgungskaſſe bezahlt. Verſaͤumt der Inhaber die Erhebung des 
Kapitalbetrages, ſo verliert er mit dem Ablaufe der obigen Friſt den Anſpruch 
auf ferneren Zinſengenuß. 


Dem Inhaber ſteht ein Kuͤndigungsrecht gegen die Tilgungskaſſe nicht zu. 


K. . 


N Mit den Schuldverfehreibungen werden für je vierjährige, von der Er⸗ 
oͤffnung der Anſtalt an zu berechnende Perioden Zinskoupons fuͤr die in dieſem 
Zeitraum fallenden Zinstermine ausgegeben, und ſolche beim Verfall des letzten 
Koupons, an deſſen Inhaber aufs neue für die naͤchſte vierjaͤhrige Periode 
ausgereicht. Die fälligen Koupons werden bei allen Staatskaſſen in der Pro⸗ 
vinz Sachſen in Zahlung angenommen; auch kann ihr Betrag bei den Regie- 
rungs⸗Hauptkaſſen und bei allen Steuerkaſſen in dieſer Provinz baar erhoben 
werden. Die gedachten Regierungs⸗Hauptkaſſen beſorgen zugleich fuͤr den In⸗ 
haber des letzten Koupons die Ausreichung neuer Koupons. Iſt der letzte 
Koupon ausgegeben oder verloren gegangen, fo muß vor Ausreichung neuer 
Koupons die Obligation der Regierung vorgelegt werden. 


Iſt eine Schuldverſchreibung bereits aufgerufen und nicht mehr zinsbar 
(. 7.), fo werden zwar die noch laufenden Koupons gezahlt, dem Inhaber 
der Schuldverſchreibung wird aber, wenn er dieſelbe Behufs der Kapitalszah⸗ 
lung ohne die zugehoͤrigen Koupons vorlegt, der Betrag der fehlenden Koupons 
von dem Kapitale in Abzug gebracht. 


(Nr, 2581.) Die 
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Die Zinskoupons verjähren zum Vortheil der Anftalt, wenn fie nicht 
binnen vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung eingereicht werden. 


$. 9. 


Die Schuldverſchreibungen der Anſtalt werden nach dem beigefuͤgten 

Schema von der Direktion ausgeſtellt, von ſaͤmmtlichen Mitgliedern derſelben 

unterſchrieben, und von der Regierung zu Erfurt beglaubigt. Die Zinskoupons 

, AMEEDER 1 7 eine ſolche Beglaubigung blos mit dem Namenſtempel der Direk— 
tion verſehen. 


H. 10. 


Der Staat Ba die Verpflichtungen der Tilgungskaſſe, und wird 
dieſe mit dem erforderlichen Betriebsfonds verſehen. 


| §. 11. 


Die Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe koͤnnen Behufs der Bele— 
gung gerichtlicher und vormundſchaftlicher Depofitalgelder, fo wie der Fonds 
ffentlicher Inſtitute in der Provinz Sachſen angekauft, oder als Unterpfand 
angenommen werden. 


$. 12. 


Die Pinoy werden durch die von der Tilgungsanftalt an die Be- 
rechtigten auszugebenden Schuldverſchreibungen von den Leiſtungen an die 
Berechtigten entbunden; ſie muͤſſen dagegen an die Tilgungskaſſe eine jaͤhrliche 
Rente entrichten, welche in drei Biertheilen des Geldwerths der bisherigen 
Leiſtungen oder in drei und drei Viertel Prozent der vorgedachten Schuldver- 
ſchreibungen beſteht, und nach $. 18. hypothekariſch verſichert wird. 


$. 13. 


Dieſe Renten, welche in vier gleichen Theilen, am 1. November, am 
1. Dezember, am 1. Januar und am 1. Februar zu zahlen ſind, werden, 
zugleich mit der Grundſteuer, auf Grund beſonderer Erhebungsrollen, von den 
Ortserhebern erhoben und in den Kreiſen Muͤhlhauſen und Worbis an die 
Kreiskaſſen, im Kreiſe Heiligenſtadt unmittelbar an die Tilgungskaſſe abgeliefert. 


Es findet deshalb eben ſo, wie hinſichtlich der Grundſteuer, die Exeku— 
tion im Verwaltungswege Statt. 


Ablöſungsbetraͤge (§. 14.) muͤſſen in allen drei Kreiſen an die Tilgungs— 
Kaſſe unmittelbar abgefuͤhrt werden. 
§ 44. 
Nach Ablauf des Zeitraums von 43 Jahren, binnen welchem die fuͤr 
die 
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die abgelöften Leiſtungen ausgegebenen „ vermittelſt des 
im H. 7. ausgeſetzten Fonds getilgt werden, erloͤſchen die Renten. Der Zeit- 
raum von 43 Jahren wird fuͤr die Verpflichteten von demjenigen Jahre an 
berechnet, fuͤr welches ſie zum erſten Male die Rente an die Tilgungskaſſe 
entrichtet haben. 


Wenn der Pflichtige die Tilgung der Rente vor Ablauf des angege⸗ 
benen Zeitraums ganz oder theilweiſe herbeizufuͤhren wuͤnſcht, ſo kann er ſolche 
durch Bezahlung der in der beigefuͤgten Tabelle fuͤr jedes Jahr berechneten 
Abloͤſungsbetraͤge bewirken. Die theilweiſe abzulöfenden Rentenbetraͤge muͤſſen 
. wenigſtens in 5 Sgr. beſtehen und in Summen von 5 Sgr. ſich ab— 
runden. 


Kein Grundſtuͤck oder Komplexus von Grundſtuͤcken (Zins-Item) darf, 
ſo lange die darauf haftende Rente nicht getilgt iſt, ohne Einwilligung der 
Direktion der Tilgungskaſſe zerſtuͤckelt werden. 


Auch muß auf Verlangen dieſer Behörde, wenn ein Gut, welches nach 
vorſtehender Beſtimmung nicht zerſtuͤckelt werden darf, an mehrere Erben fallt, 
von dieſen Einer aus ihrer Mitte beſtimmt werden, welcher daſſelbe ungetheilt 
zu uͤbernehmen hat. 


Dieſe Beſchraͤnkungen bleiben jedoch außer Anwendung, wenn die Vor⸗ 
ſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung eine Abweichung hiervon nothwen⸗ 
dig machen. Die Direktion der Tilgungskaſſe wird daruͤber, in welchen Faͤllen 
die Einwilligung zur Zerſtuͤckelung zu ertheilen fei, mit einer beſonderen An⸗ 
weiſung verſehen werden. 


$. 15. 


Ueber die Auseinanderſetzung der Berechtigten und Pflichtigen muß in 
gleicher Art, wie es fuͤr Abloͤſungen uͤberhaupt vorgeſchrieben iſt, von dem 
Kommiſſarius der Tilgungsanſtalt ein Rezeß aufgenommen werden, deſſen Be⸗ 
ftätigung der Direktion der Anſtalt zuſteht. Dieſe hat bei Prüfung deſſelben alles 
das zu beobachten, was den Generalkommiſſionen in dieſer Hinſicht obliegt. 


Die von ihr ertheilte Beſtaͤtigung hat mit einer von der Generalkom⸗ 
miſſion ertheilten Beftätigung gleiche rechtliche Kraft und Wirkung. 


Die von den vorgenannten Kommiffarien aufgenommenen Rezeſſe beduͤr⸗ 
fen keiner gerichtlichen oder notariellen Vollziehung. 


$. 16. 


Diurch den von der Direktion der Tilgungskaſſe beſtaͤtigten Rezeß werden 
die abgelöften Leiſtungen in die an die Tilgungskaſſe zu zahlende Geldrente 
verwandelt, und die verpflichteten Grundſtuͤcke haften, vom Tage des Rezeſſes 
an, der Anſtalt ebenſo, wie ſie den bisherigen Berechtigten verhaftet waren. 

Jahrgang 1845. (Nr. 2581.) 59 SHAT 
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F. 1 N 


Von der Direktion der Tilgungskaſſe ſind beſondere Grundlaſtenbuͤcher 
anzulegen, welche fuͤr jede Gemeinde und nach der Reihefolge der Rezeſſe uͤber 
die erfolgte Abfindung der Berechtigten nachweiſen, in wieweit jedes einzelne 
Grundſtüͤck oder jeder Komplexus von Grundſtuͤcken mit Renten für die Til- 
gungskaſſe beſchwert ift. Dieſe Grundlaſtenbuͤcher muͤſſen fih den Grund- 
ſteuerrollen anſchließen und ſind mit dieſen zugleich fortzufuͤhren. 


Stehen bei einem ſeither durch Verpachtung an die pflichtige Gemeinde 
benutzten Zehnten, die einzelnen demſelben unterworfenen Grundſtuͤcke nicht feſt, 
ſo iſt die Rente auf die ſaͤmmtlichen Grundſtuͤcke der betheiligten Gemeinde— 
glieder, oder auf ſo viele, als die Direktion der Tilgungskaſſe zur vollſtaͤndi⸗ 
gen Sicherſtellung der Renten noͤthig findet, nach Verhaͤltniß des Betrages, 
welchen ein jedes Gemeindeglied zuletzt au dem Pachtgelde geleiftet hat, zu 
vertheilen und in das Grundlaſtenbuch, jedoch unter Vorbehalt der Rechte der 
ſchon vorhandenen Realglaͤubiger, einzutragen. 


Auf gleiche Weiſe wird die für Abloͤſung von Aufhuͤtungs⸗, Pferch⸗ 
und Milchnutzungsrechten zu zahlende Rente nach dem Verhaͤltniſſe, in wel⸗ 
chem bisher die einzelnen Grundbeſitzer dieſe Laſt zu tragen hatten, vertheilt, 
und auf ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke der Verpflichteten, oder auf ſo viele, als die 
Direktion der Tilgungskaſſe fuͤr nothwendig erachtet, jedoch e unter 
Vorbehalt der Rechte der vorhandenen Realglaͤubiger im Grundlaſtenbuche 
eingetragen. 


$. 18. 


Eine vollſtaͤndige Eintragung der Renten der Tilgungskaſſe in die Hy- 
pothekenbuͤcher findet nicht Statt, vielmehr iſt im Hypothekenbuche eines jeden 
rentepflichtigen Grundſtuͤcks oder Gutes sub rubrica II. nur im Allgemeinen 
zu vermerken, daß die betreffenden Grundſtuͤcke, welche ſeither dem namentlich 
zu benennenden, nunmehr abgefundenen Berechtigten mit Grundabgaben und 
gutsherrlichen Laſten verhaftet waren, von jetzt, und zwar auf 43 Jahre von 
dem jedesmal anzugebenden Jahre, fuͤr welches zum erſten Male die Rente 
entrichtet wird, ab der Tilgungskaſſe rentepflichtig ſind. 


Dieſer Vermerk hat die Folge, daß die Renten, obwohl ſie nicht aus 
dem Hypothekenbuche, ſondern nur aus dem Grundlaſtenbuche ſpeziell erſichtlich 
find, dennoch nicht nur vor allen ſpaͤter, ſondern auch vor den ſchon jetzt ein- 
getragenen hypothekariſchen Forderungen, daſſelbe Vorzugsrecht genießen, wel- 
ches vorher den Leiſtungen zuſtand. 


Nach Ablauf der 43 Jahre werden die vorgedachten Vermerke in den 
Hypothekenbuͤchern von Amtswegen und ohne Vorlegung der Rezeſſe, auf 
Grund deren die Eintragung geſchehen iſt, geloͤſcht. 


Eine 
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Eine fruͤhere Loͤſchung in dem Hypothekenbuche kann nur bei einer gaͤnz⸗ 
lichen Ablöfung der Rente, oder bei einer theilweiſen e wenn der zu 
löfchende Antheil die ganze, auf einem Grundſtuͤcke haftende Rente ausmacht, 
verlangt werden. 


Nach erfolgter Eintragung des obenerwähnten Vermerkes, oder, wenn 
das Hypothekenfolium für die verpflichteten Grundſtuͤcke noch nicht regulirt ſein 
ſollte, nach Ertheilung des, die Stelle der Eintragung vertretenden gerichtlichen 
Rekognitionsſcheins werden die Schuldverſchreibungen, welche dem Berechtigten 
zu ſeiner Abfindung auszureichen ſind, ausgefertigt und demſelben gegen eine 
beglaubigte Quittung, in welcher er ſich zugleich wegen aller Anſpruͤche aus 
dem Ablöſungsgeſchaͤfte für abgefunden erklaͤren muß, ausgehaͤndigt, in dem 
Falle aber, wenn ihm wegen der Rechte dritter Perſonen das Abfindungskapital 
zur freien Verfuͤgung noch nicht uͤberwieſen werden kann, vorlaͤufig bei dem 
betreffenden Gerichte niedergelegt. 


Der Rezeß wird doppelt, nämlich einmal für die Pflichtigen und einmal 
für die Tilgungskaſſe ausgefertigt. 


$. 19. 


Was wegen der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen in Be- 
ziehung auf die Abloͤſungen überhaupt und wegen der Kapitalsabfindung ins⸗ 
beſondere in den Geſetzen vorgeſchrieben ift, findet auch auf die Abloͤſungen nach 
den Vorſchriften dieſes Reglements Anwendung und ſteht den Realberechtigten 
kein Widerſpruch dagegen zu. Die von der Tilgungsanftalt ausgereichten Schuld⸗ 
verſchreibungen werden hierbei den Baarzahlungen gleich geachtet. Die Regu⸗ 
lirung der aus der Betheiligung dritter Perſonen entſpringenden Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe, namentlich in Bezug auf die Verwendung der Abfindung zu den Koſten, 
welche in Folge der Ablöjung zu neuen Einrichtungen auf den berechtigten Guͤ⸗ 
tern nothwendig werden, oder zur Bezahlung der erſten Hypothekenglaͤubiger, 
ſowie in Bezug auf die Wiederanlegung der Abfindung zu Lehn, Fideikommiß 
u. ſ. w., gebuͤhrt der Direktion der Tilgungskaſſe mit allen Befugniſſen und 
Pflichten der Generalkommiſſion; der letzteren bleibt jedoch die Entſcheidung 
der hierbei unter den Betheiligten vorkommenden Streitigkeiten nach naͤherer 
Vorſchrift des $. 6. vorbehalten. 


H. 20. 


Wenn den Pflichtigen Hut- oder Holzgerechtigkeiten gegen die Berech⸗ 
tigten zuſtehen, ſo können die Kommiſſarien der Tilgungsanſtalt auf den Antrag 
der Betheiligten ein Abkommen vermitteln, durch welches dieſe Gerechtigkeiten 
aufgehoben und die abzulöfenden Leiſtungen mit dem Werthe derſelben ganz 
oder theilweiſe kompenſirt werden. Kommt ein Abkommen zu Stande, fo ge- 
buͤhrt deſſen Betätigung der Direktion der Tilgungskaſſe, und es finden dabei 
die Vorſchriften des H. 15. Anwendung. 


(Fr. 2581.) 59 * Durch 
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Durch die Vermittelung eines ſolchen Abkommens darf aber das Abloͤ— 
ſungsgeſchaͤft nicht aufgehalten werden; entſtehen daraus Weiterungen, welche 
eine baldige Beſeitigung nicht erwarten laffen, jo find die Verhandlungen auf 
die Ablöfung zu beſchraͤnken, und die Betheiligten mit der Auseinanderſetzung 
wegen der gedachten Servituten an die kompetente Behoͤrde zu verweiſen. 


H. 21. 


Nach Einleitung der Sache kann die einmal angebrachte Provokation 
nicht mehr zuruͤckgenommen werden. 


§. 22. 


Die Staats- und Gemeindebeamten ſind innerhalb ihres Amtsbezirks 
verpflichtet, ſich den Auftraͤgen und Requiſitionen der Direktion der Tilgungs⸗ 
kaſſe zu unterziehen; fie erhalten für ihre Bemühungen keine Gebühren, ſondern 
haben nur Anſpruch auf Erſtattung baarer Auslagen, und bei auswaͤrtigen 
Geſchaͤften auf Verguͤtung der Diaͤten und Fuhrkoſten nach den Beſtimmungen 
der Verordnung vom 28. Juni 1825. Die Ortsſteuer-Einnehmer beziehen, 
ſofern die Renteverpflichteten nicht durch Wahl aus ihrer Mitte einen andern 
Erheber beſtellen, deſſen Befähigung der Direktion der Tilgungskaſſe nachzu- 
weiſen, und welcher von dieſer beſonders zu verpflichten iſt, fuͤr die Erhebung 
und Ablieferung der Renten eine Verguͤtung von 2 Prozent, welche ihnen von 
den Verpflichteten zu gewaͤhren iſt. Die Kreiskaſſen haben auf Hebegebuͤhren 
oder ſonſtige Remuneration fuͤr die Erhebung und Ablieferung der Renten kei— 
nen Anſpruch. 


$. 23. 


Die Verhandlung der Tilgungsanſtalt und ihrer Kommiſſarien mit Ein⸗ 
ſchluß der aus Veranlaſſung des Abloͤſungsgeſchaͤfts erfolgenden hypothekari— 
ſchen Eintragungen und gerichtlichen Depofitionen, genießen die Stempel, 
Sportel⸗ und Portofreiheit. Alle Koſten, welche das Abloͤſungsgeſchaͤft und 
die Verwaltung der Tilgungsanſtalt verurſachen, werden von der Staatskaſſe 
ohne einen weiteren Beitrag von Seiten der Betheiligten, als daß ein Viertel— 
Prozent, welches nach H. 12. uͤber die Zinſen der Schuldverſchreibung erhoben 
wird, getragen; ausgenommen ſind jedoch diejenigen Koſten, welche bei den zur 
Kompetenz der Generalkommiſſion gehörigen Auseinanderſetzungen und Strei- 
tigkeiten ($$. 3. 6. 19. und 20.) entſtehen und nach den darüber beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften von den Betheiligten zu tragen find. 


H. 24. 


Den Miniſterien des Innern und der Finanzen bleibt vorbehalten, kuͤnftig 
zur Schließung der Geſchaͤfte der Anſtalt eine Friſt zu beſtimmen, nach deren 
Ablauf Anträge auf Ablöfung nicht weiter angenommen werden. 

Dieſe 
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Dieſe Friſt, welche nicht kuͤrzer als ſechs Monate ſein darf, iſt durch die 
Amtsblätter der Provinz bekannt zu machen. 
$ 25. 


Die zur Ausfuͤhrung gegenwaͤrtiger Verordnung erforderlichen Anord⸗ 
nungen, bleiben den im $. 24. genannten Miniſterien uͤberlaſſen. l 


Berlin, den 9. April 1845. 
Königliches Staatsminiſterium. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. 
Graf v. Arnim. Flottwell. Uhden. 


(Nr. 2581.) Die 


= 420 — 


(Koͤnigliches Wappen.) 


Di Direktion der Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Abloͤſungen in” den 
Kreiſen Heiligenſtadt, Muͤhlhauſen und Worbis des Regierungsbezirks Erfurt 
beſcheinigt durch dieſe Schuldverſchreibung, daß der Inhaber aus der durch 
die Allerhoͤchſte Kabinetsorder d. d. Berlin, den 18. April 1845 geſtifteten 
Tilgungskaſſe ein Kapital von 


eee Thalern in Silber-Kourant — 


zu fordern hat und der Werth dafuͤr durch Abloͤſung der Reallaſten berichtigt 
worden iſt. 


Die Zinſen werden vom. an, jaͤhrlich zu drei und einem halb 
vom Hundert am jeden Jahres gegen Aushaͤndigung des 
beſonders ausgefertigten Zinskoupons, bei den Regierungs-Hauptkaſſen und 
allen Steuerkaſſen in der Provinz Sachſen gezahlt und die faͤlligen Koupons 
bei allen Staatskaſſen dieſer Provinz in E angenommen. 


Das Kapital wird gemaͤß dem Reglement vom 9. April 1845. aus dem 
beſtimmten Tilgungsfonds mittelſt Ankaufs oder Verlooſun abgetragen, kann 
aber von dem Inhaber nicht gekuͤndigt werden. Zur Sicherheit fuͤr das 
Kapital und die Zinſen haftet das geſammte Eigenthum der Anſtalt, insbe— 
fondere die durch die Abloͤſungen konſtituirten hypothekariſch verſicherten Grund- 
renten. Zugleich garantirt der Staat Kapital und Zinſen. 


A,, 


Vorſtehende Schuldverſchreibung úber ..... ... Thaler Kourant wird 
hierdurch beglaubigt. 


den 2:5. 


Koͤnigliche Regierung. 


Eingetragen mit NFlourant. 
Haupt⸗Regiſter Fol. 


Ueber: 


für die Ablöſung einer 
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u eberſi cht 


B. 
* 


während 43 Jahren zu zahlenden Rente von 5 Sgr., 10 Sgr., 15 Sgr., 


20 Sgr., 25 Sgr. und 1 Kthlr. für den Zinsfuß von 31 Prozent. 
Zu Betraͤgt das Abloͤſungskapital für eine Rente von 
Anfang de ⁊o·ĩ⁊ͤxwü .ĩłĩ?!•”%! . ———: 
Jahres. 5 Sgr. | 10 Sgr. | 15 Sgr. | 20 Sgr. | 25 Sgr. | 1 Kthlr. 
1 3 20 4710 88110. 11/44/21 3118 111 7122111 Bruchpfen⸗ 
2 3149| 278410 27 614 16 818 5 1012125 1 nige unter 3 
3 3 180.7 6| 10 24 14 12 48| . 42118 ſind unbe- 
4 31697 37110 20 4114 7| 1 47 23112110 8f rüdidtigt 
5 3145| 617| 4| 10 16 614 21 1717 7124| 3) 4f geblieben, 
6 3 14 216 28 51012 713 26 1017 11 2025 3 dagegen für 
7 3 121006 25 8110 8| 7113 11 5117| 4 312017] 11% nu. darüber 
8 3/41! 516 22 1110 4 4113 15 10146 27 320 8| 9 lein Pfennig 
3 3 10.620 1013 10 . 1161201 . 120| . | Jerechnet. 
10 3] 8 66 17925 613 A| „16 126 1921 
44 306 111611311 920 11/2 27 101% 41019 1 
2 315416 108 916 12 215 15 26 9149| 2| 1 
13 3138674 9141| 1112 144 911518] 511822 1 
14 3 246 319 510/12 71045 9101841 8 
5 3 26 4962945 141841 
16 2128 40526 8| 8125| 1123 4 1421 8117 20 
17 2126 55 22 10] 819 4111 15 9114 12 2117 8| 7 
18 224 5]5 1811 813 411 71014 21311626 9 
E3 2122515 14 10187 5110 29 8113 22 [16 14 5 
20 2120 35 10 7] 8| . 101021 11311 4116 18 
21 218 105 6 2 724 410 12 513 615 18 7 
2% 21415 1015| 4| 81 717 6100 3] 4]12|19 21451 5] . 
23 2113| 6la|27| . | 7110| 6 924 . [12 71 5114| 20 11 
24 2141| 1422 1| 73 2 914 3111 25 414 6 
25 ə| 8| 714/17 1 625 8| 9| 4241 12 91413 |21| 3 
26 2151104 11/11 6 17 10 82310 10 29 9113 5| 8 
27 21 3 34 6 6 6699 8130. 10 16 311219 6 
28 2 64 11 615 8110 2412 2110 
29 127 71328] 2J 5122| 91 720 Al 917 11111 15 6 
30 124 713 19 2] 51310] 7| 8 513 10 7 
34 1121 63 133 5 46 626 1 8117 7110 91 
32 1118| 4J3 6| 8| 42411 61431 31 817 919 1 
33 1115. [34. 46.6% „ell 
34 1111 712283] 2J 4| 4 91 5/16 al 627116809 6 
35 11681. 2161 324 1 5| 2 21 6110 21 7183 
36 11 4 512 8110 3 13 21 4/17 7 522 6 26 5 
37 11.4712 1 2 3| 1| 9| 4| 2| 3| 5210 35 
38 26 811 23 3] 21911 3167 413 3] 50 9,10 
39 22 711 15 2 279 3|. | 4| 322 11 415 3 
40 18 ala! 69 1251 2013 6 3410 32 2 
3 14.4. 28 [112 120 [210 „224 1 
42 e 4147| 6 127 
43 Phe C) f e 14 616. 19 al. 24 2| 29 
I 
(Nr, 2581—2582.) (Nr. 2582.) 
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(Nr. 2582.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16. Mai 1845., wegen Deklaration des Tarifs 
zur Erhebung des Bruͤckengeldes für die Benutzung der Oderbruͤcke bei 
Kroſſen, vom 31. Auguſt 1835. 


Al Ihren Bericht vom 4. d. M. will Ich den Tarif zur Erhebung des 
Bruͤckengeldes fuͤr die Benutzung der Oderbruͤcke bei Kroſſen vom 31. Auguſt 
1835. (Geſetzſammlung für 1835., S. 213. und 214.) dahin deklariren, daß, 
gemäß der alten Zollrolle für die Stadt Kroſſen vom 30. November 1717., 
die unter Nr. 8. der Befreiungen ansgeſprochene Freiheit vom Bruͤckengeld auch 
den Eingeſeſſenen des im Jahre 1816. dem Gruͤnberger Kreiſe zugewieſenen 
Theils des Kroſſenſchen Kreiſes zuſtehen ſoll. — Dieſe Order iſt durch die 
Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 16. Mai 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter Flottwell. 


